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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Gemäss einer Unicef-Studie aus dem Jahr 2019 ist die Schweiz das
familienunfreundlichste Land in Europa – neben den hohen Kosten für die
familienexterne Kinderbetreuung unter anderem auch wegen der Kürze bestehender
Urlaubsmöglichkeiten bei der Geburt eines Kindes. Auf diesen Umstand wies die SGK-
NR hin, als sie ein Postulat lancierte, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer
Elternzeit in einem Bericht aufzeigen sollte. Beschlossen hatte die Kommission ihren
Vorstoss während der Beratung einer parlamentarischen Initiative Bertschy (glp, BE), die
bestehend zum 14-wöchigen Mutterschaftsurlaub einen gleich langen, bezahlten
Vaterschaftsurlaub einführen wollte (Pa.Iv. 20.472). Die SGK-NR begründete ihren
Vorstoss damit, dass bislang keine volkswirtschaftliche Studie bestehe, die den Status
quo in der Schweiz mit anderen in Europa praktizierten Modellen vergleiche und die
«neben den breit diskutierten Kosten auch eine Abschätzung des Nutzens» – etwa in
Bezug auf die Steuereinnahmen, die Altersvorsorge, die Ergänzungsleistungen oder die
Amortisation der Ausbildungskosten – vornehme. Bei den zu überprüfenden Varianten
soll der bestehende Mutterschaftsurlaub nicht verhandelbar sein. Zu prüfen seien
demnach folgende Modelle: Gleiche Elternzeit für beide Elternteile (etwa 14/14 oder
18/18) sowie eine zum bestehenden Mutterschaftsurlaub ergänzende Elternzeit,
entweder mit bestimmten Pflichtanteilen für beide Elternteile oder eine frei aufteilbare
Elternzeit. Der Bundesrat empfahl die Annahme des Postulats.
In der Herbstsession 2021 lag dem Nationalrat ein Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG)
auf Ablehnung des Vorstosses vor. Der Zuger SVP-Nationalrat ortete aufgrund der jüngst
erfolgten Annahme eines zweiwöchigen Vaterschaftsurlaubs an der Urne eine
Salamitaktik. Die Minderheit lehnte die Forderung des Postulats ab, weil sie die zu
überprüfenden Modelle als zu weitgehend erachtete. Das Postulat passierte den
Nationalrat mit 110 zu 67 Stimmen (3 Enthaltungen). Neben der geschlossen gegen das
Postulat stimmenden SVP-Fraktion stand auch eine Mehrheit der FDP.Liberalen-
Fraktion für ein Nein ein. 1

POSTULAT
DATUM: 23.06.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2021, S. 1657 f.
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